
Das Gericht habe die einschlägige Gemeinschaftsrechtsprechung 
falsch angewandt, als es die Rügen von Polimeri betreffend die 
Abweichung zwischen den Erklärungen der verschiedenen Be­
schäftigten der Unternehmen, die hinsichtlich einzelner Aspekte 
der angeblichen Zuwiderhandlung im Rahmen des Kronzeugen­
programms selbst mitgearbeitet hätten, geprüft habe. Das Ge­
richt habe, indem es wichtige entlastende Beweise außer Acht 
gelassen habe, die von der Kommission vorgebrachten Beweis­
mittel keiner umfassenden gerichtlichen Prüfung unterzogen. 

Das Gericht habe nicht auf die schweren Fehler hingewiesen, die 
die Kommission bei der Anwendung der Leitlinien für das Ver­
fahren zur Festsetzung von Geldbußen und bei der Einstufung 
der in der Entscheidung zur Last gelegten Zuwiderhandlung als 
„besonders schwerwiegend“ begangen habe, und im Übrigen die 
Zurückweisung der hierzu von Polimeri vorgebrachten Rügen 
unzureichend begründet. Das Gericht habe die Bemessung der 
gegen Polimeri verhängten Geldbuße nicht in vollem Umfang 
gerichtlich nachgeprüft. 

Das Gericht habe nicht auf die schweren Fehler hingewiesen, die 
die Kommission bei der Bestimmung des Multiplikators began­
gen habe, und die Zurückweisung der von Polimeri hierzu vor­
gebrachten Rügen unzureichend begründet. Das Gericht habe 
auch nicht darauf hingewiesen, dass die Kommission bei der 
Bestimmung des Multiplikators den Grundsatz der Gleichbe­
handlung nicht beachtet habe, und habe im Übrigen die Zu­
rückweisung der hierzu von Polimeri vorgebrachten Rügen un­
zureichend begründet. 

Das Gericht habe bei der Anwendung der Gemeinschaftsrecht­
sprechung im Rahmen der Beurteilung der von Polimeri im 
Hinblick auf die Unzulässigkeit einiger Anhänge der Klageschrift 
vorgebrachten Rügen einen schweren Fehler begangen, und 
seine Begründung sei insoweit unzureichend. Damit habe das 
Gericht das Verteidigungsvorbringen von Polimeri gegen die ihr 
zur Last gelegten Beschwerdepunkte bezüglich des Bestehens des 
Kartells und ihrer Beteiligung daran außer Acht gelassen und 
sich damit rechtswidrig seiner Pflicht zur vollumfänglichen ge­
richtlichen Prüfung des ihr von der Kommission zur Last geleg­
ten Sachverhalts entzogen. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 4. August 
2011 — Europäische Kommission/Hellenische Republik 

(Rechtssache C-346/10) ( 1 ) 

(2011/C 340/24) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 246 vom 11.9.2010. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 8. August 
2011 — Europäische Kommission/Französische Republik 

(Rechtssache C-597/10) ( 1 ) 

(2011/C 340/25) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 55 vom 19.2.2011. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 22. Juni 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts 
Frankfurt am Main — Deutschland) — Condor Flugdienst 

GmbH/Jürgen Dörschel 

(Rechtssache C-151/11) ( 1 ) 

(2011/C 340/26) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 204 vom 9.7.2011.
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